
der Entschließung S/Res/395 s. Seite 160). 
Die Resolut ion enthält den Appel l an die 
Regierungen Griechenlands und der Tür­
kei, »in der gegenwärt igen Situat ion äußer­
ste Zurückhal tung zu üben«. Beide Regie­
rungen werden aufgerufen, ihre d i rekten 
Verhandlungen über den Ägäis-Strei t w ie­
deraufzunehmen und al les zu unterneh­
men, daß diese in beidersei ts annehmbare 
Lösungen münden. Der Sicherheitsrat for­
derte Ankara und Athen auf, alles zu tun, 
um die derzei t igen Spannungen abzu­
bauen. Schließlich sol len beide Regierun­
gen den Beitrag berücksicht igen, den zu­
ständige gericht l iche Stel len und insbe­
sondere der Internat ionale Gerichtshof in 
Den Haag zur Lösung offenstehender 
rechtl icher Meinungsverschiedenhei ten lei­
sten könnten. Zu dem eigent l ichen Streit­
fall nahm das Gremium erwartungsgemäß 
keine Stel lung. 

VI. Wie der bri t ische UNO-Botschafter Ri­
chard in der abschl ießenden Ratssitzung 
feststellt, war die verabschiedete Resolu­
t ion »für keine der beiden Seiten voll an­
nehmbar«. Richard bezeichnete sie jedoch 
als ein »sorgfält ig ausgewogenes Doku­
ment«, es berücksicht ige die Bedürfnisse 
beider Seiten und präjudiziere keinen 
Strei tpunkt. Ein Versuch des Sicherheits­
rats, zu den rechtl ichen Aspekten des Dis­
puts Stel lung zu nehmen, würde einer 
Lösung des Streit fal les eher hinderl ich 
sein. Unter diesen Umständen sei es zu­
nächst Aufgabe des Rats gewesen, seiner 
Besorgnis über die Spannungen zwischen 
Griechenland und der Türkei Ausdruck zu 
geben und dann seine Auffassung über 
Lösungsmögl ichkei ten darzulegen. 

Der Forderung Griechenlands, der Sicher­
heitsrat sol l te den »provozierenden Hand­
lungen« der Türkei ein Ende bereiten, ist 
der Sicherheitsrat in seiner Resolut ion 
nicht nachgekommen. Darauf hat der tür­
kische Außenminister nach der Verabschie­
dung des Antrags hingewiesen. Er vertrat 
d ie Auffassung, die Türkei habe nichts un­
ternommen, was die Verabschiedung einer 
Resolut ion durch den Rat rechtfert ige. Die 
Türkei habe auch von Anfang an die »ein­
seit ige Anrufung« des Internat ionalen Ge­
richtshofs durch Griechenland abgelehnt. 
Die Regierung in Ankara werde auch ke i ­
ne Elemente der Resolut ion akzept ieren, 
die ein Präjudiz für Verhandlungen dar­
stel len könnten. Caglayangi l er innerte dar­
an, daß die Türkei die Rechtsprechung des 
Internat ionalen Gerichtshofs nicht als b in­
dend anerkannt habe. Vol l bekannte sich 
der türkische Außenminister ledigl ich zu 
dem in der Resolut ion enthal tenen Ver­
handlungsaufruf. 

Der griechische Außenminister Bitsios be­
schränkte sich in seiner abschl ießenden 
Erklärung auf einen Dank an den Sicher­
heitsrat, daß dieser dem griechischen Ge­
such auf Einberufung einer Sitzung statt­
gegeben, die Besorgnis Gr iechenlands 
über die Aufrechterhal tung des Friedens 
und der Sicherheit in der Ägäis angehört 
sowie eine Resolut ion verabschiedet ha­
be, die den Weg zu einer Wiederaufnahme 
des Dialogs ebnen und zu einer Lösung 
des Problems führen werde. 

VI I . Nach den Ausführungen des gr iechi ­
schen Außenministers erklärte der Sicher­
heitsrat seine Beratung über den Ägäis-

Streit für abgeschlossen. Der Streit fal l war 
damit natürl ich noch nicht gelöst. Am 11. 
September lehnte der Internat ionale Ge­
richtshof in Den Haag das Ersuchen Grie­
chenlands ab, der Gerichtshof sol le bis 
zur Fäl lung eines grundsätzl ichen Spruchs 
über die Abgrenzung des Fest landsockels 
in der Ägäis beiden Regierungen Explora­
t ions- und Forschungsmaßnahmen in den 
umstr i t tenen Gewässern untersagen, so­
fern diese ohne Zust immung der Gegen­
seite unternommen würden. Abschlägig be­
schied der Gerichtshof aber auch das Er­
suchen der Türkei , seine Beratungen über 
den Streit fal l gänzl ich einzustel len. Die In­
ternat ionale Seerechtskonferenz, d ie sich 
am 17. September ohne konkretes Ergeb­
nis auf 1977 vertagte, konnte noch nichts 
zur Lösung der seerechtl ichen Aspekte des 
Ägäis-Konf l ik ts bei t ragen. Die Verhandlun­
gen zwischen Griechenland und der Tür­
kei, zu denen der Sicherheitsrat am 25.Au- 
gust die Regierungen in Athen und Anka­
ra aufgefordert hatte, l ießen auch Anfang 
Oktober noch auf sich warten. PWF 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Menschenrechte: Vertragsstaaten des Internationa­
len Pakts Dber bürgerliche und politische Rechte 
wfihlten Ausschuß für Menschenrechte — Profes­
sor Dr. Christian Tomuschat, Bonn, Mitglied — 
Eine Unterwerfungseiklärung der Bundesrepublik 
Deutschland (30) 

Der Internat ionale Pakt über bürger l iche 
und poli t ische Rechte ist einer der beiden 
bedeutenden Verträge über Menschenrech­
te, d ie 1976 in Kraft getreten sind (siehe 
VN 1/1976 S .26 f . ) . Der Pakt sieht d ie B i l ­
dung eines besonderen Ausschusses für 
Menschenrechte< aus Mi tg l iedern der Ver­
tragsstaaten und eine Klausel für eine f re i ­
w i l l ige Unterwerfung unter gewisse Maß­
nahmen dieses Ausschusses vor. Der Bon­
ner Völkerrecht ler Professor Dr. Chr ist ian 
Tomuschat wurde als einer der 18 Mitgl ie­
der in den Ausschuß gewählt . Die Bundes­
regierung erklärte ihrerseits ihre >Unter-
werfung< unter die vertragl ich vorgesehe­
nen Maßnahmen. 

I. Der Pakt best immt in seinen Art. 28—45 
die Bi ldung eines besonderen Ausschusses 
für Menschenrechte, nennt seine Zielset­
zung und Aufgaben und legt d ie Befugnis­
se seiner Mitg l ieder fest. Der Ausschuß be­
steht aus 18 Mi tg l iedern. Sie müssen 
Staatsangehör ige der Vertragsstaaten und 
sol len Persönl ichkeiten von hohem si t t l i ­
chen Ansehen und anerkannter Sachkennt­
nis sein. Sie gehören dem Ausschuß in 
persönl icher Eigenschaft an und werden in 
geheimer Wahl aus einer Liste von Perso­
nen gewählt , die von den Vertragsstaaten 
vorzuschlagen sind. Jeder Vertragsstaat 
kann zwei Kandidaten benennen, jedoch 
kann nur ein Kandidat eines Vertragsstaa­
tes als Mitg l ied gewähl t werden. Die Aus­
schußmitgl ieder werden für vier Jahre ge­
wähl t ; sie können wiedergewähl t werden. 
Die erste Wahl zur Bi ldung des Ausschus­
ses mußte nach Art. 30 innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkraft treten des Paktes er­
fo lgen. Da dies am 23. März 1976 der Fall 
war, setzte der Generalsekretär den ersten 
Wahl termin auf den 20. September 1976. 
Als Wahlort best immt der Pakt den Sitz der 
Vereinten Nat ionen, also New York. Die 

Wahlversammlung der Vertreter de r Ver­
t ragsstaaten ist bei Anwesenhei t von Zwe i ­
dr i t te ln beschlußfähig, im konkreten Fall 
bei 38 Vertragsstaaten also mit 26. Gewähl t 
s ind die 18 Kandidaten mit der höchsten 
St immenzahl und der absoluten Mehrhei t 
der anwesenden und abst immenden Ver­
treter. Bei den Wahlen sol l auf eine ge­
rechte geographische Vertei lung der Sitze 
und auf die Vertretung der verschiedenen 
Ziv i l isat ionsformen und wicht igsten Rechts­
systeme geachtet werden. Man strebt fo l ­
gende Vertei lung an : Aus west l ichen Ver­
tragsstaaten fünf, aus öst l ichen vier, aus 
late inamerikanischen, afr ikanischen und 
asiat ischen je dre i . Bei wesent l icher Ste i ­
gerung der Zahl der Vertragsstaaten ist 
eine entsprechende Umvertei lung mögl ich. 
Der ersten Wahlversammlung der Ver­
t ragsstaaten lagen die Kandidaturen von 
25 Personen aus 23 Vertragsstaaten vor. 
Der erste geheime Wahlgang promovier te 
16 Kandidaten, unter ihnen bereits den 
Kandidaten der Bundesrepubl ik Deutsch­
land, Professor Dr. Christ ian Tomuschat, 
Mi td i rektor des Instituts für Völkerrecht der 
Universität Bonn. Auch Professor Bernhard 
Graefrath von der Ost-Ber l iner Humbold t -
Universität wurde hierbei gewählt . Zwei 
Sitze konnten wegen St immengleichhei t 
von vier Kandidaten erst durch den zwe i ­
ten Wahlgang vergeben werden. 
II. Der erste Ausschuß für Menschenrechte 
gemäß des Internat ionalen Pakts für bür­
gerl iche und pol i t ische Rechte setzt s ich 
aus fo lgenden Persönl ichkeiten zusammen 
(in alphabet ischer Reihenfolge): 
Mohamed Ben-Fadhel, Tunesien, f rüherer 
Ständiger Vertreter Tunesiens bei der Ara­
bischen Liga; 
Öle M. Espersen, Dänemark, Professor des 
Rechts an der Universität Kopenhagen; 
Sir Vincent Evans, Großbr i tannien, Mi tg l ied 
des Sachverständigenausschusses für Men­
schenrechte beim Europarat ; 
Manoucher Gan/7, Iran, Professor für Inter­
nat ionales Recht an der Universität Tehe­
ran; 
Bernhard Graefrath, DDR, Professor für In ­
ternat ionales Recht an der Humbold t -Un i ­
versität von Ost -Ber l in ; 
V lad imir Hanga, Rumänien, f rüherer Vize-
Rektor der Universität C lu j -Napoca; 
Haissam Kelani, Syrien, Direktor der Ab ­
tei lung für Internat ionale Organisat ionen im 
Außenmin is ter ium; 
Lüben G. Koulishev, Bulgar ien, Rechtsbera­
ter für Auswärt ige Angelegenhei ten im 
Staatsrat; 
Rajsoomer Lallan, Mauri t ius, Par lamentsrat 
bei der Landesstaatsanwaltschaft ; 
Andreas V. Mavrommatis, Zypern, S tänd i ­
ger Vertreter des Landes beim Europä­
ischen Sitz der Vereinten Nat ionen in Genf; 
Anatoly P. Movchan, Sowjetunion, Stel lver­
t retender Direktor des Staats- und Rechts­
inst i tuts der Akademie der Wissenschaften; 
Torkel Opsahl, Norwegen, Direktor der A b ­
te i lung für Verfassungs- und Internat iona­
les Recht am Institut für öf fent l iches Recht 
der Universität Oslo; 
Fernando Mora Rojas, Costa Rica, Dekan 
der Rechtsfakultät der Landesuniversi tät ; 
Fulgence Seminega, Rwanda, Professor für 
Verfassungsrecht an der Landesuniversi tät ; 
Walter S. Tarnopolsky, Kanada, Professor 
für Recht an der York-Univers i tät ; 
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Christ ian Tomuschat, Professor, Bundes­
republ ik Deutschland, Direktor des Insti tuts 
für Internat ionales Recht an der Univers i ­
tät Bonn; 
Diego Uribe Vargas, Kolumbien, Direktor 
des Instituts für Internationale Ange legen­
heiten an der Universität Bogota; 
Jul io Prado Vallejo, Equador, Außerordent­
l icher und bevol lmächt igter Botschafter. 
Um einen störungsfreien Wechsel in der 
Zusammensetzung des Ausschusses zu er­
mögl ichen, läuft die Amtszeit für die Hälfte 
der erstmals gewählten Ausschußmitgl ieder 
nach zwei Jahren ab, das heißt, mit Ende 
1978, da die vier jährige Amtszeit am 1. Ja ­
nuar 1977 beginnt. Das vom Vorsi tzenden 
der Gründungsversammlung vorgenomme­
ne Los entschied auf eine auf zwei Jahre 
verkürzte Amtszeit für fo lgende Ausschuß­
mitg l ieder : Ben-Fadhel, Graefrath, Lal lah, 
Opsahl , Rojas, Seminega, Tomuschat, Va l ­
lejo. Damit werden beide deutsche Vertre­
ter Ende 1978 ausscheiden, wobei jedoch 
Wiederwahl nicht ausgeschlossen sein muß. 
Für Ersatzwahlen sind besondere Best im­
mungen getroffen worden. 
III. Jeder Vertragsstaat ist verpfl ichtet, über 
die von ihm getroffenen Maßnahmen zur 
Verwirk l ichung der im Pakt anerkannten 
Zie le innerhalb eines Jahres nach seinem 
Beitr i t t und später auf Anforderung durch 
den Ausschuß zu berichten. Der Ausschuß 
prüft d ie Berichte und übersendet den Ver­
t ragsstaaten seine eigenen, er forder l ichen­
fal ls mit Kommentaren versehenen Ber ich­
te. Hierbei handelt es sich also um Ber ich­
te eines Vertragsstaates über Maßnahmen 
im eigenen Staat und um deren Prüfung 
durch den Ausschuß. Unter best immten 
Voraussetzungen kann ein Vertragsstaat 
jedoch dem Ausschuß auch Mit te i lungen 
zur Prüfung darüber zugehen lassen, daß 
ein anderer Vertragsstaat seinen Verpf l ich­
tungen aus dem Pakt nicht nachkomme. 
Die entscheidende Voraussetzung für d ie­
se Mögl ichkei t ist, daß sowohl der be-< 
schwerdeführende Vertragsstaat wie aber 
auch der betrof fene Vertragsstaat d ie Zu ­
ständigkei t des Ausschusses zur Entgegen­
nahme und Prüfung derart iger Mit te i lun­
gen anerkannt haben: Die Vertragsstaaten 
müssen über die Zuständigkei t des Aus­
schusses eine gesonderte Erklärung (die 
sog. Unterwerfungserklärung) nach Art. 41 
des Paktes abgeben. Der Ausschuß darf 
keine Mi t te i lung ohne diese Erklärungen 
en tgegennehmen. 
Die Bundesrepubl ik Deutschland hat diese 
Unterwerfungserk lärung bereits am 22.April 
1976 be im Generalsekretär hinterlegt. Zu ­
sammen mit Schweden, Dänemark, Norwe­
gen, Finnland und Großbri tannien haben 
erst sechs Vertragsstaaten (Stand vom 
14. September 1976) sich dem vorgesehe­
nen internat ionalen Verfahren zur Unter­
suchung und Prüfung von Menschenrechts­
ver letzungen unterworfen. Zehn Hinter le­
gungen der Erk lärung sind zum Inkrafttre­
ten erforder l ich. Redl 

Menschenrechte: Die Internationalen Pakte Ober 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte so­
wie Ober bürgerliche und politische Rechte und 
das Fakultatlv-Protokoll — Stand der beigetrete­
nen Staaten am 1. September 1976 (31) 

Nachstehend wi rd der letzte Stand (1.9. 
1976) der den Internat ionalen M^nschen-
rechtspakten beigetretenen Staaten ge­

nannt. Der Pakt über wirtschaft l iche, so ­
ziale und kulturel le Rechte ist am 3. Januar 
1976, der Pakt über bürgerl iche und pol i t i ­
sche Rechte und das ihm zugeordnete Fa-
kul taiv-Protokol l s ind am 23. März 1976 in 
Kraft getreten und für die Vertragsstaaten 
sei tdem verbindl ich. Über die Vorausset­
zungen des Inkrafttretens der Pakte wi rd 
auf d ie Hefte 1/1976 S. 26 und 5/1975 S. 155 
mit wei teren Quel lenangaben verwiesen. 
A m I .Sep tember 1976 belief sich die Zahl 
der Vertragsstaaten des Paktes über wi r t ­
schaftl iche, soziale und kulturel le Rechte 
auf 40, des Paktes über bürger l iche und 
pol i t ische Rechte auf 38 und des Fakulta-
t iv-Protokol ls auf 13. Die in den zuvor ge­
nannten Heften aufgel isteteten Vertrags­
staaten zu den drei Verträgen enthal ten, 
obgleich ausschließlich auf UN-Unter lagen 
fußend, fo lgende unricht ige Angaben : Die 
als Vertragsstaat der Pakte angeführten 
b e r e i n i g t e n Arabischen Emirate< sind bis­
her nicht beigetreten, anderersei ts hatte 
Finnland seine Rat i f ikat ionsurkunde beim 
Generalsekretär bereits am 19.8.1976 h in­
ter legt. 

/. Liste der dem Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech­
te bis zum 1.9.1976 beigetretenen Staa­
ten (in alphabetischer Folge mit Beitritts­
daten): 
Austral ien 10.12. 75, Barbados 5 . 1 . 73, Bul ­
gar ien 21 .9 .70 , Chi le 10.2 .72, Costa Rica 
29 .11 . 68, Dänemark 6 . 1 . 72, DDR 8 . 1 1 . 73, 
Deutschland, BR 17.12. 73, Ecuador 6. 3. 69, 
Finnland 19.8.75, Großbri tannien 20 .5 .76 , 
Irak 2 5 . 1 . 7 1 , Iran 24 .6 .75 , Jamaika 3.10. 
75, Jordanien 28. 5. 75, Jugoslawien 2 . 6 . 7 1 , 
Kanada 19.5.76, Kenia 1.5.72, Kolumbien 
29.10. 69, L ibanon 3 . 1 1 . 72, Libyen 15. 5. 70, 
Madagaskar 2 2 . 9 . 7 1 , Mali 16 .7 .74, Mau­
rit ius 12.12.73, Mongole i 18.11.74, Nor­
wegen 13.9.72, Phi l ippinen 7 .6 .74 , Rumä­
nien 9.12.74, Rwanda 16.4.75, Schweden 
6 . 1 2 . 7 1 , Sowjetunion 16.10.73, Syrien 
21 .4 .69 , Tansania 11.6.76, Tschechoslo­
wakei 23.12. 75, Tunesien 18. 3.69, Ukraine 
12.11.73, Ungarn 17.1 .74, Uruguay 1.4. 
70, Weißrußland 12.11.73, Zypern 2 .4 .69 . 

//. Liste der dem Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte bis zum 
1.9.1976 beigetretenen Staaten: 
Barbados 5 .1 .73 , Bulgar ien 21 .9 .70 , Chi le 
10 .2 .72 , Costa Rica 29.11.68, Dänemark 
6 .1 .72 , DDR 8.11.73, Deutschland, BR 
17.12.73, Ecuador 6 .3 .69 , Finnland 19.8. 
75, Großbr i tannien 20 .5 .76 , Irak 2 5 . 1 . 7 1 , 
Iran 24 .6 .75 , Jamaika 3.10.75, Jordanien 
28 .5 .75 , Jugos lawien 2 . 6 . 7 1 , Kanada 
19.5 .76, Kenia 1.5.72, Kolumbien 29.10. 
69, L ibanon 3.11.72, Libyen 15.5 .70, Ma­
dagaskar 2 1 . 6 . 7 1 , Mali 16.7.74, Mauri t ius 
12.12.73, Mongole i 18.11.74, Norwegen 
13 .9 .72 , Rumänien 9 .12.74, Rwanda 16.4. 
75, Schweden 6 . 1 2 . 7 1 , Sowjetunion 16.10. 
73, Syrien 21 .4 .69 , Tansania 11.6 .76, 
Tschechoslowakei 23.12. 75, Tunesien 18. 3. 
69, Ukraine 12.11.73, Ungarn 17.1 .74, 
Uruguay 1.4.70, Weißrußland 12.11.73, 
Zypern 2 .4 .69 . 
///. Liste der dem Fakultativ-Protokoll zum 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
bis zum 1.9.1976 beigetretenen Staaten: 
Barbados 5 .1 .73 , Costa Rica 29.11.68, 
Dänemark 6 .1 .72 , Ecuador 6 .3 .69 , Finn­
land 19.8.75, Jamaika 3.10.75, Kanada 

19.5 .76, Kolumbien 29.10.69, Madagaskar 
21 . 6. 71 , Mauri t ius 12.12. 73, Norwegen 13. 
9. 72, Schweden 6. 12. 71 , Uruguay 1. 4. 70. 

Red 

Rechtsfragen 
Völkerrechtskommission: MelstbegQnstlgungsklau-
sel — Völkerrechtliche Haftung von Staaten — 
Sukzession — Benutzung Internationaler Wasser­
wege — 28. Tagung vom 3. 5.-23. 7.1976 In 
Genf (32) 

Die Völkerrechtskommiss ion hat die Erste 
Lesung einer Art ikel fo lge über die Meist­
begünst igungsklausel abgeschlossen. Auf 
ihrer jüngsten Tagung hat sie sich außer­
dem mit der völkerrecht l ichen Haftung der 
Staaten, der Staatensukzession und der 
Benutzung internat ionaler Wasserwege zu 
anderen als Verkehrszwecken befaßt. 

/. Meistbegünstigungsklausel (Berichterstat­
ter: Endre Ustor) : Der Entwurf der Völker­
rechtskommission, der als Ergänzung zur 
Wiener Vertragsrechtskonvent ion von 1969 
gedacht ist und im übr igen nicht al lein den 
Bereich der Handels- und Wirtschaftsbezie­
hungen erfassen sol l , umfaßt 27 Art ike l . Die 
Kommission hat sich diesmal vor al lem mit 
den Belangen der Entwicklungsländer aus­
einandergesetzt, die eine Nichtanwendung 
der Meistbegünst igungsklausel in best imm­
ten Fällen rechtfert igen könnten. Nach 
Art. 21 des Entwurfs wi rd sich kein Staat 
auf eine ihn begünst igende Meistbegünst i ­
gungsklausel berufen können, wenn ein 
entwickelter Staat e inem Entwicklungsland 
auf nichtgegenseit iger Grundlage inner­
halb eines a l lgemeinen Präferenzsystems 
Vortei le gewährt . Damit sol l die Stel lung 
des UNCTAD-Präferenzsystems im Völker­
recht konsol id ier t werden. In der Kommis­
sion wurden, wie bereits zuvor im Rechts­
ausschuß der Generalversammlung, dem 
während der 30. Jahrestagung (1975) eine 
vor läuf ige Fassung vorgelegen hatte, Zwe i ­
fel laut, ob eine solche Best immung den 
Entwicklungsländern ausreichenden Schutz 
gewähren werde. Im Rechtsausschuß war 
angeregt worden, eine wei tere Schutz- und 
Ausnahmevorschr i f t e inzufügen, welche den 
Art ikel 21 der >Charta der wir tschaft l ichen 
Rechte und Pfl ichten der Staaten< (A/Res/ 
3281 (XXIX) vom 12.12.1974) zum Vorb i ld 
haben sol l te. Danach würde eine Meist­
begünst igungsklausel e inem entwickel ten 
Staate dann nicht zugute kommen, wenn 
ein Entwicklungsland einem anderen Vor­
zugsbehandlung gewährte zur Förderung 
des Handels untereinander. Ustor w ies 
demgegenüber in seinem Bericht auf d ie 
in diesem Zusammenhang besonders deut­
liche Problemat ik des Begriffs >Entwick-
lungsland< hin und stel l te fest, es mache 
einen großen Unterschied aus, ob man auf 
dem brasi l ianischen Markt oder dem der 
Malediven die Meistbegünst igung ver l iere. 
Überdies habe sich eine e invernehml iche 
Haltung der Staatengemeinschaft insoweit 
noch nicht herausgebi ldet. Die Völker­
rechtskommission hat im Ergebnis davon 
abgesehen, sich festzulegen, und in die 
Schlußvorschrift (Art. 27) h ineingeschr ieben, 
d,e vorstehenden Art ikel stünden der Auf­
stel lung neuer Völkerrechtssätze zugunsten 
der Entwicklungsländer nicht entgegen. 
Zwei wei tere Sonderbest immungen gelten 
den Binnenländern und den Nachbarstaa­
ten : Werden besondere Vergünst igungen 
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